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Vorstoss-Nr.: 183-2016 
Vorstossart: Motion 
Eingereicht am: 12.09.2016 
Eingereicht von:  
 Alberucci (Ostermundigen, glp) 
 (Sprecher/in) 
 Vanoni (Zollikofen, Grüne) 
Löffel-Wenger (Münchenbuchsee, EVP) 
Weitere Unterschriften: 5 
RRB-Nr.: 1213/2016 vom 2. November 2016 
Direktion: Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion 

 
Staatsquotenneutrales Mobility-Pricing im Kanton Bern testen 
 
Der Regierungsrat wird wie folgt beauftragt: 
1. Er meldet beim Bund Interesse an einem Pilotprojekt für Mobility-Pricing im Kanton Bern an. 
2. Er setzt sich dafür ein, dass das Mobility-Pricing-System im Pilotprojekt und danach staatsquo-

tenneutral ausgestaltet wird. 
3. Er wirkt darauf hin, dass mit Mobility-Pricing mittelfristig nicht nur die Glättung der Verkehrsspit-

zen im Personenverkehr angestrebt wird, sondern auch eine Reduktion der Verkehrsentwicklung, 
eine verursachergerechtere Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur und eine Internalisierung ex-
terner Verkehrskosten. 

Begründung: 
Mobilität wird in der Schweiz massiv durch die Allgemeinheit subventioniert. Dies gilt insbesondere 
für den motorisierten Individualverkehr (MIV), aber auch für den öffentlichen Verkehr (ÖV). Durch 
die Subventionierung zahlen viele Nutzerinnen und Nutzer unserer Verkehrssysteme einen zu tie-
fen, d. h. unter den wahren Kosten liegenden Preis, was zu einer im marktwirtschaftlichen Sinn zu 
hohen Nachfrage führt. Diese Preisverzerrung trägt bedeutend zur Überlastung der Verkehrsträger 
und zu verschiedensten Problemen bei, u. a. zu:  
– dem seit Jahren andauernden und auf absehbare Zeit sich fortsetzenden Bedarf nach teuren 

Ausbauten der Verkehrsinfrastruktur 
– langen Stauzeiten für Personen, die aus logistischen Gründen auf schnelle Verbindungen zu 

bestimmten Tageszeiten und besonders während der Arbeit angewiesen sind 
– einer wenig effizienten Nutzung der begrenzten Kapazitäten unseres Verkehrssystems 
– einer erhöhten Belastung der Bevölkerung durch Lärm, Luftverschmutzung und Unfälle 
– der Zersiedelung sowie zum Klimawandel 
Verschärfend kommt hinzu, dass jener Teil der Verkehrskosten, den die Nutzerinnen und Nutzer 
selbst tragen, oft undifferenziert oder pauschal abgerechnet wird. So ist der Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur bzw. die Beschaffung zusätzlicher ÖV-Fahrzeuge besonders wegen der hohen Nach-
frage während der Spitzenzeiten am Morgen und am Abend nötig. Die Nutzung von MIV und ÖV ist 
zu diesen Zeiten aber gleich teuer wie zu Zeiten mit tiefer Nachfrage. Zudem werden die Nutzung 
der Autobahn und in vielen Fällen die ÖV-Nutzung mit einer Pauschale (z. B. Autobahnvignette, 
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ÖV-Abo) abgegolten. Ist diese einmal bezahlt, besteht kein preislicher Anreiz mehr, die eigene Ver-
kehrsnutzung zu hinterfragen. Ausserdem laufen Pauschalen darauf hinaus, dass Vielfahrer einen 
in seiner Höhe kaum zu rechtfertigenden Rabatt gegenüber Wenigfahrern (z. B. jenen ohne Abo) 
erhalten.  
Mobility-Pricing ist ein Ansatz, mit dem die tatsächliche Verkehrsnutzung abgerechnet wird. Es kann 
zeitlich, örtlich, nach Streckenlänge oder Fahrzeug differenziert werden und auch Kriterien können 
berücksichtigt werden, die etwa dem ansässigen Gewerbe entgegenkommen. Ein umfassendes 
Mobility-Pricing hat das Potenzial, die genannten Probleme massgeblich zu reduzieren. Dies wurde 
in anderen Ländern für den ÖV oder für Strassennetze bereits bewiesen. 
Wie der Bundesrat am 30. Juni 2016 mitteilte, hat er das Eidgenössische Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) beauftragt, zusammen mit interessierten Kantonen 
und Gemeinden die Möglichkeit von Pilotprojekten für Mobility-Pricing zu prüfen. Dies auch vor dem 
Hintergrund zahlreicher positiver Rückmeldungen in der Anhörung zum Konzeptbericht. Der Kanton 
Bern soll diese Chance für die Entwicklung eines Mobility-Pricing-Systems packen und mit dem 
UVEK zwecks Durchführung eines Pilotversuchs Kontakt aufnehmen. Dies ist auch im Einklang mit 
der Forderung des Regierungsrates nach einer raschen Durchführung von Pilotversuchen (vgl. ein-
schlägige Medienmitteilung vom 10. September 2015).  
Das Mobility-Pricing-System soll schon im Pilotprojekt staatsquotenneutral ausgestaltet sein: Wäh-
rend sich die Finanzflüsse zur Finanzierung des Verkehrssystems mit Mobility-Pricing ändern, sol-
len keine verkehrsfremden staatlichen Aufgaben mit den Mobility-Pricing-Gebühren finanziert wer-
den. Für den Pilotversuch soll zu diesem Zweck ein einfacher Mechanismus zur Rückerstattung der 
Zusatzeinnahmen aus dem Mobility-Pricing z. B. pro Person an die Nutzer/-innen der jeweiligen 
Verkehrsträger installiert werden. 
Mittelfristig ist Mobility-Pricing ausserdem weiter zu denken als nur als Mittel zur Glättung der Ver-
kehrsspitzen. Namentlich soll auch das Potenzial von Mobility-Pricing zu einer Reduktion der Ver-
kehrsentwicklung und zur verursachergerechteren Finanzierung des Verkehrssystems inkl. Infra-
struktur genutzt werden. Die heutigen Finanzierungsinstrumente sind ins Mobility-Pricing-System zu 
integrieren oder durch dieses zu ersetzen. Aus ökonomischer Sicht versteht sich dabei von selbst, 
dass auch heutige externe Kosten, bspw. Lärm-, Luftverschmutzungs- und Klimawandelkosten, via 
Mobility-Pricing vermehrt den Verursachenden belastet werden. Hierfür bietet sich zu einem späte-
ren Zeitpunkt die Einführung einer Lenkungsabgabe an, die vollständig an die gesamte Bevölkerung 
zurückerstattet wird. 
 
Vorstoss-Nr.: 183-2016 
Vorstossart: Motion 
Eingereicht am: 12.09.2016 
Eingereicht von: Riem (Iffwil, BDP) (Sprecher/in) 
 Frutiger (Oberhofen, BDP) 
Weitere Unterschriften: 5 
Dringlichkeit gewährt: Nein   
RRB-Nr.: 1213/2016 vom 2. November 2016 
Direktion: Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion 

 
Kein Mobility Pricing im Grossraum Bern 
 
Der Regierungsrat wird beauftragt, 
1. dem Bundesrat bzw. dem federführenden Departement UVEK mitzuteilen, dass sich der Kanton 

Bern vom geplanten Pilotversuch in der Grossregion Bern zurückzieht 
2. bei späteren Vernehmlassungsverfahren zur definitiven Einführung von Mobility Pricing negativ 

Stellung zu beziehen 
3. allfällige definitive oder andere Nachfolgeprojekte dem Grossen Rat 
 3a. in Form eines referendumsfähigen Beschlusses vorzulegen 
 3b. zum Entscheid vorzulegen 
4. auf kantonseigene Modelle wie Road Pricing oder Mobility Pricing zu verzichten 
Begründung: 
Gemäss den Absichten des Bundesrates soll unter anderem im Grossraum Bern ab 2019 ein Pilot-
versuch für Mobility Pricing durchgeführt werden, sofern die eidgenössischen Räte dem entspre-
chenden befristeten Bundesgesetz zustimmen. Mit zusätzlichen Gebühren würden vorwiegend Ar-
beitspendlerinnen und Arbeitspendler auf Schiene und Strasse bestraft, die zu den Stosszeiten fah-
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ren. Die Pendlerinnen und Pendler, die Schülerinnen und Schüler können jedoch weder den Ar-
beits- und Schulort noch den Arbeits- oder Schulbeginn selber bestimmen. Es ist eine Illusion zu 
meinen, Schulen und Unternehmen würden grossflächig Unterrichts- und Arbeitszeiten verändern. 
Es ist zu bezweifeln, dass Mobility Pricing im Nachgang zur abgelehnten Verteuerung der Auto-
bahnvignette nicht der Mittelbeschaffung dient. Es ist kaum anzunehmen, dass im Gegenzug der 
Benzinpreis und die Bahnbillette für Reisende ausserhalb der Stosszeiten entsprechend kosten-
neutral gesenkt werden. Die normalen Bahn- und Benzinpreise werden gleich bleiben. Pendlerinnen 
und Pendler in Stosszeiten hätten einen Zuschlag (5 Franken pro Tag?) zu bezahlen. Somit würden 
unter dem Strich erhebliche Mehreinnahmen generiert. 
Ebenso ist ein Fragezeichen zur Eignung von Mobility Pricing in Bern zu setzen. Die Einwohnerzah-
len von London (8,4 Mio.) und Stockholm (1,4 Mio.) sind massiv höher als jene in der Region Bern. 
Zudem wird in London nur eine Tunnelmaut verlangt. Die Verkehrsverhältnisse in Bern sind nicht zu 
vergleichen.  
Bisher hat sich nur der Regierungsrat zum Projekt geäussert. Angesicht der Tragweite sollte der 
geplante Pilotversuch im Kanton zwingend politisch breiter diskutiert und in einer Vorphase zumin-
dest vom Grossen Rat entschieden werden, wie dies auch auf Stufe Bund gemacht wird. Da in der 
Bevölkerung ein grosses Unbehagen gegenüber Mobility Pricing festzustellen ist, müsste eine ent-
sprechende Vorlage den Stimmberechtigten vorgelegt werden. 
Im Übrigen würden in der Stadt Bern die Automobilisten doppelt belastet, weil sie gestützt auf Arti-
kel 56 der Bauverordnung zur Entlastung der Innenstadt beim Parkieren schon heute eine zusätzli-
che Abgabe zu bezahlen haben. Das liesse sich mit Mobility Pricing nicht vereinbaren. Bern hat 
schon heute die höchsten Parkgebühren der Schweiz. 
Begründung der Dringlichkeit: Angesichts der Vorbereitungen des Pilotversuchs ist die Motion dring-
lich zu behandeln. 
 
Gemeinsame Antwort des Regierungsrats 
 
Mobility- und Road Pricing sind prüfenswerte Konzepte der Verkehrspolitik. Der Verkehr hat sich im 
Kanton Bern seit 1970 verdoppelt. Die Mobilitätsbedürfnisse der Bernerinnen und Berner wachsen 
ständig und damit auch das Verkehrsaufkommen auf Strasse und Schiene. Die Verkehrsinfrastruk-
turen sind in den Hauptverkehrszeiten vielerorts überlastet, vor allem in den Städten und Agglome-
rationen. Engpässe bestehen auch im Schienen- und Busnetz sowie auf Nationalstrassen. Chroni-
sche Staus sind lästig für alle und verursachen Kosten für die Verkehrsteilnehmenden und die Wirt-
schaft. Generell führen Verkehrsüberlastungen zu einer Verschlechterung der Erreichbarkeit und 
damit zu einem Verlust an Standortattraktivität. Die heutige Verkehrspolitik setzt beim Kampf gegen 
Verkehrsengpässe hauptsächlich auf den Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen und -angebote. Das 
ist zwar grundsätzlich ein wirksamer Ansatz, verursacht dem Kanton aber hohe und laufend stei-
gende Kosten. Ausbauten erfordern ausserdem immer mehr Kulturland und belasten Natur und 
Umwelt.  
Mobility- und Road Pricing sind vielversprechende Alternativen zum weiteren Verkehrsausbau. Mit 
einer gezielten Anpassung und Erhöhung der Gebühren für die Benutzung von Verkehrsinfrastruk-
turen soll das Verkehrsaufkommen besser gelenkt, wo zweckmässig auf den ÖV verlagert oder so-
gar reduziert werden. Mobility- und Road Pricing sind keine neue Steuern und deshalb staatsquo-
tenneutral auszugestalten. Die Einnahmen werden gezielt für die Modernisierung der Verkehrsinfra-
strukturen verwendet und entlasten so den Staatshaushalt. Alternativ lassen sich die Einnahmen 
zur Senkung oder Aufhebung von anderen Verkehrssteuern verwenden oder sie werden in geeigne-
ter Form an die Bevölkerung und Wirtschaft rückerstattet. Der Unterschied zwischen Mobility- und 
Road Pricing liegt im Einbezug der einzelnen Verkehrsträger: Road Pricing fokussiert auf die Ver-
kehrsinfrastrukturen der Strasse, wo in Bezug auf Stau und externe Kosten der grösste Handlungs-
bedarf besteht. Road Pricing ist weltweit und in Europa bereits in verschiedenen Städten und Regi-
onen erfolgreich eingeführt. Die Erfahrungen sind überall positiv. Mobility Pricing bezieht neben der 
Strasse auch den öffentlichen Verkehr mit ein. Im Unterschied zum praxiserprobten Road Pricing 
sind derzeit beim Mobility Pricing noch viele Ausgestaltungsfragen offen. Diese betreffen insbeson-
dere den Einbezug des ÖV, beispielsweise den Umgang mit Abonnementen wie dem GA. Mobility 
Pricing ist bisher in Europa nirgendwo systematisch in Anwendung. Es soll gemäss Vorschlag des 
Bundesrates in den nächsten Jahren mit Pilotversuchen in ausgewählten Regionen getestet wer-
den.  
Die verstärkte Nutzerfinanzierung im Verkehr mit Instrumenten wie Mobility- oder Road Pricing ist 
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gesellschaftlich und politisch umstritten. Eine Einführung ist anspruchsvoll und braucht Zeit. Sie 
setzt auf Bundesebene entsprechende Rechtsgrundlagen in der Verfassung bzw. für Pilotversuche 
auf Gesetzesstufe voraus. Auch im Kanton Bern sind bei einer Einführung zwingend Erlasse auf 
Gesetzesstufe notwendig. Das gilt für Mobility- und Road Pricing wie auch für Pilotversuche. Er-
wähnenswert ist, dass die Schweiz im Schwerverkehrsbereich mit der leistungsabhängigen 
Schwerverkehrsabgabe (LSVA) seit 16 Jahren ein Road Pricing für den Schwerverkehr kennt. Die 
Erfahrungen sind positiv. Die LSVA hat entscheidend zur Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene und der entsprechenden Entlastung der Strasse sowie zur Finanzierung der NEAT beige-
tragen. Die LSVA ist heute ein zentraler Pfeiler der schweizerischen Verkehrspolitik und entlastet 
auch die Budgets der Kantone, welche Beiträge aus der Abgabe enthalten.  
2009 hat der Regierungsrat zusammen mit der Stadt und der Region Bern die Möglichkeiten des 
Road Pricings in der Region Bern abgeklärt. Anhand von konkreten Modellen wurden die verkehrli-
chen und finanziellen Auswirkungen eines Road Pricings in der Agglomeration Bern untersucht1. 
Die Ergebnisse der Studie sind vielversprechend: Mit der Einführung einer Strassenbenutzungsab-
gabe von 5 Franken pro Tag könnte auf den Strassen in der Region Bern eine Verkehrsreduktion 
von 15–20 Prozent erreicht werden. Dabei würden Nettoeinnahmen in der Höhe von rund 230 Mio. 
Franken generiert. Wäre heute in der Region Bern ein solches Road Pricing eingeführt, könnten mit 
diesen Mitteln beispielsweise die Engpassbeseitigung auf der Nationalstrasse zwischen Bern-
Wankdorf und Muri vorfinanziert oder Vorhaben wie die Sanierung des Bahnhofs Bern und das 
Tram Bern Ostermundigen finanziert werden. Im Bereich der Erfolgsrechnung könnten die Aufwen-
dungen des kantonalen Tiefbauamts und der Kantonspolizei für Kantonsstrassen in der Region 
Bern sowie das ÖV-Angebot für die Region Bern mit Mitteln aus dem Road Pricing finanziert wer-
den. Der Staatshaushalt liesse sich jährlich im dreistelligen Millionenbereich entlasten.  
Gestützt auf die Ergebnisse dieser Studie hat der Regierungsrat dem Bundesrat in seiner Stellung-
nahme vom 9. September 2015 die grundsätzliche Bereitschaft mitgeteilt, in der Region Bern einen 
Pilotversuch für Road Pricing durchzuführen. Einen Pilotversuch für Mobility Pricing, welches nun 
gemäss den neusten Vorschlägen des Bundesrates im Vordergrund steht, lehnt der Regierungsrat 
hingegen ab. Wie bereits erwähnt bestehen beim Einbezug des ÖV in ein solches System zahlrei-
che offene Fragen.  
Der Regierungsrat erachtet Mobility Pricing und Road Pricing als interessante Ansätze für die künf-
tige Verkehrspolitik der Schweiz. Sie sind wirksam, beseitigen Verkehrsengpässe und führen zu 
einer besseren Bewirtschaftung der bestehenden Verkehrsinfrastrukturen, beispielsweise indem 
Verkehrsspitzen geglättet werden. Der Regierungsrat lehnt ein kategorisches Verbot für solche In-
strumente, wie es die Motion 144-2016 fordert, ab.  
Zu den Vorstössen im Einzelnen: 
Zu M 144-2016:  
1. Der Regierungsrat lehnt aufgrund der vielen offenen Ausgestaltungsfragen beim ÖV die Teil-

nahme der Region Bern an einem Pilotversuch für Mobility Pricing ab.  
2. Der Regierungsrat erachtet es als falsch, wenn das Parlament jetzt schon und ggf. viele Jahre im 

Voraus die Haltung des Kantons zu allfälligen künftigen Vernehmlassungen vorgibt, ohne Kennt-
nis der dannzumaligen Vorlagen und Rahmenbedingungen.  

3. Wie bereits erwähnt, verlangt die Einführung von Mobility Pricing oder Road Pricing eine kanto-
nale Gesetzesgrundlage. Nach Art. 65 Strassengesetz vom 4. Juni 2008 (SG; BSG 732.11) ist 
die Benützung von Strassen grundsätzlich unentgeltlich. Um ein Road Pricing einzuführen, muss 
Art. 65 SG geändert oder in einem anderen kantonalen Gesetz eine gesetzliche Grundlage für 
das Road Pricing geschaffen werden. Das gilt auch für Pilotversuche. Es ist in jedem Fall sicher-
gestellt, dass das Parlament über die Einführung bestimmt und die entsprechenden Beschlüsse 
dem fakultativen Referendum unterliegen.  

4. Wie in der Einleitung dargelegt, erachtet der Regierungsrat Mobility- und insbesondere Road 
Pricing als interessante Zukunftskonzepte der Verkehrspolitik. Er lehnt ein kategorisches Verbot 
solcher Instrumente ab.  

Zu M 183-2016:  
1. Wie bereits in der Antwort auf Ziffer 1 der Motion 144-2016 erläutert, lehnt der Regierungsrat die 

Teilnahme an einem Pilotversuch für Mobility Pricing ab.  
2. Der Regierungsrat unterstützt das Anliegen der Motion, wonach solche Instrumente staatsquo-

tenneutral ausgestaltet werden sollen.  

                                                
1 http://www.be.ch/portal/fr/index/mediencenter/medienmitteilungen.assetref/dam/documents/portal/Medienmitteilungen/de/2012/03/2012-03-09-
bericht_roadpricing_.PDF 

http://www.be.ch/portal/fr/index/mediencenter/medienmitteilungen.assetref/dam/documents/portal/Medienmitteilungen/de/2012/03/2012-03-09-bericht_roadpricing_.PDF
http://www.be.ch/portal/fr/index/mediencenter/medienmitteilungen.assetref/dam/documents/portal/Medienmitteilungen/de/2012/03/2012-03-09-bericht_roadpricing_.PDF
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3. Im Rahmen der Gesamtmobilitätsstrategie des Kantons (Verkehr vermeiden, verlagern, verträg-
lich gestalten) setzt sich der Regierungsrat seit Jahren mit verschiedenen Massnahmen für eine 
abgeschwächte Verkehrsentwicklung ein. Dazu gehören auch die Internalisierung externer Kos-
ten und die verursachergerechte Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur. Mobility- und Road Pri-
cing können dazu einen Beitrag leisten.   

Der Regierungsrat beantragt: 
Punktweise beschlossen 
Ziffer 1: Ablehnung 
Ziffer 2: Annahme 
Ziffer 3: Annahme 
 
Gemeinsame Beratung 
 
Präsident. Bei den Traktanden 36 und 37, die gemeinsam beraten werden, geht es um Motionen 
von Grossrat Riem (BDP) und von Grossrat Alberucci (glp). Wir führen eine freie Debatte. Der Re-
gierungsrat will punktweise abstimmen lassen. Ich gebe den Motionären das Wort, zuerst Grossrat 
Riem.  
 
Bernhard Riem, Iffwil (BDP). Vor einem Jahr bin ich erschrocken: Der Regierungsrat hat beim 
Eidgenössischen Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) sein Inte-
resse an einem Pilotprojekt für Mobility-Pricing angemeldet. Das Hauptanliegen meiner Motion ist, 
Pilotprojekte im Raum Bern zu verhindern. Es freut mich, dass es sich der Regierungsrat anders 
überlegt hat und die Ziffern 1 und 3 annehmen will. Ich bin nicht gegen neue Verkehrsfinanzierun-
gen. Mobility-Pricing könnte durchaus die Verkehrsspitzen glätten. Es könnte analog zur Schwer-
verkehrsabgabe im Transportgewerbe die Kosten gerechter verteilen und die Effizienz im Verkehr 
erhöhen. Für einen derart umfassenden Systemwechsel, bei dem der Verkehr über den Preis bes-
ser gesteuert wird, braucht es aber mehr als an jeder Ecke einen Blitzkasten und eine zusätzliche 
Abgabe. Eine solche Verkehrsabgabe ist nie ganz staatsquotenneutral, wie es die andere Motion 
verlangt. Die Einnahmen müssten für die Verwaltung und den Unterhalt des Systems aufgewendet 
werden – ein klassischer Ausbau der Staatsaufgaben. Ein grundlegender Wechsel in der Verkehrs-
finanzierung schliesst den ÖV ein und hinterfragt die bestehenden Abgaben, zum Beispiel die Auto-
bahnvignette, die Motorfahrzeugsteuer, das General-Abo und das Halbtax-Abo. Ein Systemwechsel 
der Verkehrsfinanzierung braucht umfassende nationale Lösungen, keine regionalen. Es ist eine 
Herkulesaufgabe für die nationale Politik und keine Aufgabe für die Kantone und Städte. Aus die-
sem Grund ziehe ich Ziffer 2 meiner Motion zurück. Wenn die Thematik national angegangen wird, 
soll sich der Regierungsrat in Vernehmlassungen nach seiner Überzeugung äussern können. 
In der Antwort sagt der Regierungsrat, dass mit rund 5 Franken pro Tag eine Wirkung erzielt wer-
den könne. Das ist für Menschen mit unelastischen, fremdbestimmten Arbeitszeiten sehr viel Geld – 
nicht nur für die Autofahrenden, sondern auch für die Schüler: mehr als 1000 Franken pro Jahr für 
die Pendler. Das Hauptproblem einer – ich betone – regionalen Verkehrsabgabe ist jedoch die 
Grenzziehung. Die Grenzen zwischen Gebieten mit zeitlich differenzierten Preisen schaffen Un-
gleichheiten beispielsweise zwischen den Regionen und auch den Gewerbebetrieben. Und das sind 
nur zwei Beispiele. Deshalb bin ich gegen ein Pilotprojekt im Raum Bern. Unser Wirtschaftsraum 
darf nicht mit zusätzlichen Abgaben einseitig belastet werden. Der Raum Bern steht in Konkurrenz 
zu andern Wirtschaftsräumen. Mit lokal begrenzten Abgaben reduzieren wir die Standortattraktivität. 
Unser Kanton hinkt der Wirtschaftsentwicklung der Metropolitanräume hinterher. Bern hat keine 
Mittel für Experimente. Ein Pilotversuch dauert mehrere Jahre. Es ist bezeichnend, dass sich die 
Städte, Basel, Zürich und Lausanne nicht beteiligen wollen. Sie haben nicht weniger Verkehrsprob-
leme. 
Für viele ist Mobility-Pricing gleich Road-Pricing. Da haben wir ein weiteres unnötiges Problem. 
Glauben Sie wirklich, dass die Einführung einer neuen Abgabe von der Stimmbevölkerung im Kan-
ton Bern angenommen würde – von einer Stimmbevölkerung, die mit dem Volksvorschlag eine 
sinnvolle Motorfahrzeugsteuer beerdigt und eine Erhöhung der Autobahnvignette abgelehnt hat? Es 
lohnt sich nicht, in dieses verkehrspolitische Minenfeld zu geraten und Kraft zu investieren. Bern ist 
keine Grossstadt; der Kanton hat wichtigere Prioritäten. Aus diesen Gründen halte ich an Ziffer 4 
fest. Der Kanton soll auf eigene Modelle für Road-Pricing oder Mobility-Pricing verzichten. Übrigens 
bringt die Glättung von Verkehrsspitzen weder der Energiewende noch der Lebensqualität von 
lärmgeplagten Anwohnern etwas. 
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Unser Anliegen zusammengefasst: Ziffer 1, kein Pilotversuch im Raum Bern; Ziffer 2 ziehe ich zu-
rück; Ziffer 3, Zustimmung, und mit Ziffer 4 halte ich daran fest, dass wir keine kantonseigenen Mo-
delle brauchen. Ich danke für die Aufmerksamkeit und die Unterstützung.  
 
Präsident. Normalerweise muss man vorgängig informieren, wenn man etwas zurückziehen will. 
Ich bin deswegen gerade in Diskussion mit der Rechtsberatung. Das Reglement ist aber etwas 
schwammig, und es geht um eine einzelne Ziffer. Ich lasse es deshalb zu: Ziffer 2 ist zurückgezo-
gen. Ich gebe nun das Wort dem Mitmotionär, Grossrat Frutiger. 
 
Ueli Frutiger, Oberhofen (BDP). An dieser Stelle noch die Überlegungen eines Landeis, eines 
Bürgers aus einer Region ausserhalb der Stadt Bern. Die Raumplanung will vor allem die Konzent-
ration und die Entwicklung in den Zentren fördern. Dies nicht zuletzt, um Kulturland und Landschaft 
zu schonen. Ich unterstütze dieses Anliegen voll und ganz. Es ist aber auch eine Tatsache, dass die 
Hauptstadtregion und die Stadt Bern immer darum kämpfen, dass es da passiert, wenn es darum 
geht, eine Schule oder eine Organisation anzusiedeln. Aus meiner Sicht beisst sich das ein Stück 
weit mit dem vorliegenden Thema. Die Fachhochschule ist dabei ein Stichwort; das haben wir vor-
hin schon erwähnt. Wer von auswärts kommt, hat keine Wahl, wohin er geht. Er muss in Bern in die 
Gewerbeschule oder in die Schule gehen. Vielfach kann er auch die Zeit nicht wählen; der Stun-
denplan ist gegeben. Die Handwerker müssen in Gottes Namen um 7 oder 7.30 Uhr zu arbeiten 
beginnen. Sie können nicht erst um 10 Uhr anfangen und dafür bis um 22 Uhr bleiben. All das sind 
aus meiner Sicht Punkte, die ein Road-Pricing oder ein Mobility-Pricing verunmöglichen. Deshalb 
bin ich der Meinung, dass man nicht darauf eintreten darf. In dem Sinn empfehle ich dem Rat, die 
Motion so anzunehmen, wie es Grossrat Riem vorhin dargelegt hat. Dies nicht zuletzt, um zwischen 
Stadt und Land keine Gräben zu öffnen.  
 
Präsident. Das Wort hat der Motionär der zweiten Motion, Grossrat Alberucci.ii. 
 
Luca Alberucci, Ostermundigen (glp). Ich bin kein Landei, sondern ein Agglo-Kind, und als sol-
ches bin ich der Meinung, das Mobility-Pricing für all die Probleme, die wir im Verkehr haben, 
durchaus ein Lösungsansatz ist. Die Probleme werden sicher nicht abnehmen, sondern werden in 
Zukunft eher zunehmen. Ich danke dem Regierungsrat für die in weiten Teilen sehr erfreuliche Ant-
wort. Alle Gründe für ein Mobility-Pricing und alle seine Vorzüge werden in schon fast überschwäng-
lichen Ton ausgeführt und diskutiert. Für mich ist indessen unverständlich, dass der Regierungsrat 
anschliessend aus dieser an sich korrekten Analyse nicht die richtigen Schlüsse zieht und die Ab-
lehnung von Ziffer 1 empfiehlt, nämlich jetzt konkret Interesse an einem Pilotprojekt zu bekunden, 
nicht schon unnötigerweise die Türe zuzuschlagen und zu versuchen, diese Schiene weiterzuver-
folgen. 
Wie der Regierungsrat in seiner Antwort sagt, hat sich der Verkehr im Kanton Bern seit 1970 mehr 
als verdoppelt. Ein Ende dieser Zunahme ist nicht absehbar, wenn wir bei den alten Rezepten blei-
ben. Mit jedem Engpass, den wir mit teuren Infrastrukturbauten beseitigen, entsteht irgendwo an 
einer anderen Stelle ein neuer Engpass. Worauf läuft das hinaus? Es läuft auf immer mehr Beton 
hinaus, immer mehr Dichtestress, mehr Umweltbelastung, unzufriedenere Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer und letztlich auch auf eine immer prekärere Finanzsituation, weil bekanntlich die Inf-
rastrukturbauten finanziert werden müssen. Es braucht einen Richtungswechsel. Mobility-Pricing 
geht in die richtige Richtung und bietet Lösungsansätze für Probleme, die ohne diesen Richtungs-
wechsel zwingend auf uns alle zukommen. Da ist beispielsweise das Problem, dass wir einen gros-
sen Teil der teuren Infrastruktur, über die auch der Rat immer wieder befindet und für die er Kredite 
spricht, wegen lediglich drei bis vier Stunden Spitzenbelastung an Werktagen haben. Wenn wir 
nicht in der Lage sind, den Pendlerverkehr zeitlich umzulagern oder ihn mittelfristig sogar zu verhin-
dern, werden wir inskünftig immer mehr Geld der öffentlichen Hand für diese paar Stunden ausge-
ben müssen. Mobility-Pricing fördert eine zeitgemässe, moderne Arbeitsgestaltung in Form von 
Home Office und flexiblen Arbeitszeiten. Im Übrigen würden diejenigen Berufsgattungen, die kein 
Home Office machen können – zum Beispiel Handwerker –, entsprechend entlastet werden. Ich 
kann mir vorstellen, dass sich jeder Handwerker nervt, wenn er am Morgen im Zug noch zehn «Bü-
rogummis» neben sich sitzen hat. 
Aus meiner Sicht ist Mobility-Pricing auch regionalpolitisch interessant, denn es vermindert die Zent-
ralisierungstendenzen, welche die Motionäre der anderen Motion vorhin kritisiert haben. Es ist inte-
ressant für die überlastete Agglomeration, aber auch für die Randregionen – meines Erachtens eine 
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Win-win-Situation. Obwohl das Mobility-Pricing staatsquotenneutral ausgestaltet werden soll, bin ich 
fest davon überzeugt, dass es mittelfristig den Finanzhaushalt entlasten können wird. Alle diese 
Vorteile hat der Bundesrat erkannt und hat im Sommer in einem veröffentlichten Konzeptbericht 
nachdrücklich auf die Vorteile des Mobility-Pricing hingewiesen. Und wohlgemerkt: Die BDP 
Schweiz hat sich sehr positiv über diesen Konzeptbericht geäussert und hat ihr Interesse an einem 
schweizweiten Mobility-Pricing bekundet. Es ist für mich unverständlich, dass die Kantonalsektion 
dieser Idee nicht folgt. Wir sehen in diesem Pilotprojekt grosse Chancen. 
Ich wiederhole: Es ist ein Pilotprojekt, und es geht darum, Interesse zu bekunden. Wir sind der Mei-
nung, dass man jetzt diese Türe nicht zuschlagen sollte. Der Regierungsrat hat, wie ich vorhin sag-
te, die Vorteile von Mobility-Pricing richtig erkannt; er zieht jedoch nicht die richtigen Schlüsse. Der 
Grund dafür ist, dass Mobility-Pricing im Gegensatz zum Road-Pricing nicht praxiserprobt sein soll. 
Genau das ist für mich ein Grund, an Ziffer 1 festzuhalten, jetzt das Interesse an einem Pilotprojekt 
zu bekunden und quasi die Vorteile, die ein solches Konzept bieten könnte, zu nutzen und allfällige 
Nachteile frühzeitig zu erkennen und auszumerzen. Ich hoffe, dass der Grosse Rat den Mut auf-
bringt, dem zukunftsträchtigen Konzept wohlgesinnt gegenüberzustehen, und dass er die Motion 
von glp und Mitmotionären in allen Punkten annimmt und überweist. Sollten wir Ziffer 1 nur als Pos-
tulat durchbringen können, wäre ich selbstverständlich bereit, sie in ein Postulat zu wandeln. Ich 
bitte die Fraktionssprecher, mir entsprechende Signale zu geben, damit ich richtig entscheiden 
kann.  
 
Ruedi Löffel, Münchenbuchsee (EVP). Wer sich ab und zu während der Stosszeiten auf der 
Strasse oder im ÖV auf der Schiene bewegt, kennt die Problematik. Vielfach sind die Verkehrswege 
und ebenso die Verkehrsträger überlastet und man steht im Stau, man steht im Bus, man steht im 
Zug. Namentlich das Stehen im Stau kostet viel Geld, gerade auch für Landeier, die vielleicht ir-
gendwo in Stadtnähe als Handwerker etwas erledigen sollten. Bis jetzt haben die Politik und auch 
die Bevölkerung auf die Problematik und die Herausforderung eigentlich immer gleich reagiert, näm-
lich mit Ausbauen. Die Verkehrswege wurden ständig ausgebaut, neues Rollmaterial wurde ange-
schafft, die Kapazität und die Frequenz wurden erhöht. Uns allen ist wohl klar, dass es nicht unend-
lich so weitergehen kann. Der Viertelstundentakt ist für uns in Münchenbuchsee wahnsinnig komfor-
tabel und gut, aber irgendwann wird das System an seine Grenzen kommen. Fünfminutentakt ist 
vermutlich an den meisten Orten nicht möglich, und auch auf den Strassen lösen wir das Problem 
nicht mit immer neuen, breiteren Verkehrswegen. Das Problem ist unsere hohe Mobilität, die immer 
noch steigt, und zwar sowohl auf der Strasse wie auch auf der Schiene. Wir müssen endlich begin-
nen, uns über die Ursachbekämpfung Gedanken zu machen, und müssen aufhören, nur Symptom-
bekämpfung zu betreiben, indem wir die Verkehrswege ausbauen. Früher oder später kollabiert 
sonst das System, und dann hat niemand mehr etwas davon. 
Bis jetzt sprach man von Road-Pricing als Lösungsansatz. Das wird in grossen Städten bereits an-
gewendet und man hat positive Erfahrungen damit gemacht. Aus unserer Sicht und auch aus mei-
ner persönlichen Sicht ist es falsch, nur die Strasse in die Überlegungen einzubeziehen und sich 
nur über Road-Pricing Gedanken zu machen. Wir haben ein umfassendes Mobilitätsproblem, und 
das müssen wir auch umfassend angehen. Deshalb ist es richtig, dass wir anfangen, von Mobility-
Pricing zu sprechen. In ihrer Antwort lobt die Regierung das Konzept, das ein theoretisches Konzept 
ist, als vielversprechend und sagt dann, es gebe sehr viele offene Fragen. Deshalb ist man dage-
gen, beim Bund das Interesse anzumelden. Unsere Motion fordert, dass der Kanton beim Bund 
Interesse anmeldet, bei einem solchen Pilotprojekt mitzumachen. Aus meiner Sicht geht es genau 
darum, alle diese Fragen, auch diejenigen, die von den beiden Herren von der BDP angesprochen 
wurden, zusammen mit dem UVEK aufzulisten, sich damit zu beschäftigen und sich Gedanken über 
eine Lösung zu machen. Wir fordern nicht, der Kanton solle sich jetzt an einem Mobility-Pricing-
Pilotprojekt beteiligen. Wir fordern, dass er sein Interesse anmeldet. Ich bin sehr froh, dass Grossrat 
Riem gesagt hat, es gehe nicht darum, die Problematik nicht bekämpfen zu wollen, sondern es ge-
he um die befürchteten wirtschaftlichen Folgen. Mir ist klar, dass wir als Kanton auch Forderungen 
stellen würden, wenn wir uns an einem Pilotprojekt beteiligen würden, um allfällige Nachteile abzu-
federn. Merci, wenn Sie mithelfen.  
 
Bruno Vanoni, Zollikofen (Grüne). Als Mitmotionär der Grünen möchte ich mit einer Publikation 
anfangen, die für alle Nichtgrünen sicher unverdächtig ist. Sie hatten sie vermutlich letzte Woche 
alle ebenfalls in der Post: eine teure Publikation, verteilt von den Strassenverkehrsverbänden, fi-
nanziert vor allem von Strassenbaufirmen. Mit Interesse habe ich dort gelesen, dass der ACS laut 
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seinem Präsidenten – SVP – Mobility-Pricing grundsätzlich positiv findet. Besonders interessant war 
ein Interview mit Bundesrätin Doris Leuthard, in dem sie sich ebenfalls sehr positiv über Mobility-
Pricing geäussert hat. Sie hat aber auch angefügt: «Mobility-Pricing ist ein langfristig angelegtes 
Konzept, das gut geprüft werden muss. Es stellen sich viele Fragen, etwa zu den Auswirkungen auf 
Gesellschaft und Wirtschaft.» Ganz ähnlich klingt es gemeinsamen Stellungnahme des Regierungs-
rats zu den beiden gegensätzlichen Motionen, die wir an dieser Stelle besprechen. Es wird grund-
sätzlich sehr viel Positives gesagt. Aber dann heisst es, es seien noch viele Ausgestaltungsfragen 
offen, und deshalb könne und wolle man am Pilotversuch für Mobility-Pricing nicht teilnehmen. Für 
Bundesrätin Doris Leuthard – und damit komme ich auf das Interview zurück – sind genau die offe-
nen Fragen der Grund, weshalb man solche Pilotprojekte durchführen muss. Sie sagte im Interview: 
«Um Erfahrungen zu sammeln, werden wir als Nächstes mit den interessierten Gemeinden und 
Kantonen die Möglichkeit von Pilotprojekten prüfen.» Wir sind der Meinung, dass der Kanton Bern 
bei diesen Prüfungen und Abklärungen dabei sein und bei der Ausgestaltung der Rahmenbedin-
gungen der Pilotprojekte mitreden können sollte, denn sie sollen gerade auch die offenen Fragen 
klären helfen. Wer da nicht mitreden will, muss anschliessend einfach übernehmen, was andere 
vorgespurt haben. 
Es geht um ein langfristiges Konzept, und deshalb möchte ich noch auf eine langfristige, weitsichti-
ge Perspektive aufmerksam machen. Heute werden die Strassen, bekanntlich ein Teil der gesam-
ten Verkehrsinfrastruktur, aus den Zuschlägen auf Abgaben auf dem Benzin- und Dieselpreis finan-
ziert. Wenn in den nächsten Jahren der Umstieg auf Elektroautos so vorankommt, wie man es ger-
ne hätte oder prognostiziert, brechen diese Einnahmen weg. Mobility-Pricing könnte ein Instrument 
sein, um die nötigen Einnahmen für die Strassen und überhaupt für die ganze Verkehrsinfrastruktur 
sowie deren Unterhalt zu sichern. Das ist ein Grund mehr, weshalb wir bei den Pilotversuchen mit-
machen sollten. Vor allem ist es ein zwingender Grund dafür, dass wir die Türe nun nicht zuschla-
gen dürfen. Deshalb sagen die Grünen ja zur Motion von Grossrat Alberucci und nein zur BDP-
Motion.  
 
Präsident. Wir kommen zu den Fraktionssprechern.  
 
Daniel Klauser, Bern (Grüne). Wenn man den Motionären zuhört, könnte man meinen, Mobility-
Pricing sei etwas völlig Neues. In der Schweiz haben wir das aber schon: Mobility-Pricing ist nichts 
anderes als eine leistungsabhängige Verkehrsabgabe. Mit der LSVA haben wir dies im Schwerver-
kehr bereits. Mobility-Pricing ist also nichts komplett Neues; vielmehr diskutiert man nun eben, leis-
tungsabhängige Verkehrsabgaben nicht nur auf dem Schwerverkehr zu erheben, sondern sie auf 
den Privatverkehr auszudehnen. Grossrat Vanoni hat den Hauptgrund vorhin genannt: Durch die 
Elektrifizierung im Verkehrsbereich fällt die Haupteinnahmequelle, die Treibstoffzölle, mittelfristig 
weg oder wird stark reduziert. Es braucht daher schlichtweg eine neue Finanzierung. Das ist auch 
die Hauptmotivation dafür, dass von Bundesseite und vonseiten einer bürgerlichen Bundesrätin das 
Thema Mobility-Pricing gepusht wird. Früher oder später braucht es eine neue Verkehrsfinanzie-
rung. Ich würde behaupten, dass das auch aus bürgerlicher Sicht notwendig ist. 
Es ist richtig, dass noch sehr viele Fragen zur detaillierten Ausgestaltung offen sind. Das ist ganz 
klar. Der Motionär der ersten Motion, Grossrat Riem, sagte, es sei eine Herkulesaufgabe, die man 
nicht regional lösen sollte, sondern gleich national. Würde der Bund Mobility-Pricing gleich national 
einführen, wären diejenigen Leute, die es kritisieren, die ersten, die sagen würden, es sei so kom-
pliziert, dass man es erst in einem Pilotversuch testen müsse. Jetzt, da man zuerst einen Pilotver-
such macht, heisst es, derartige regionale Pilotversuche brächten nichts; man sollte sie gleich nati-
onal machen. Gerade weil es eine komplexe Angelegenheit ist und im Detail durchaus noch viele 
Fragen gelöst werden müssen, ist das Vorgehen des Bundes, zuerst regionale Pilotversuche zu 
machen, richtig. Wenn man regionale Pilotversuche macht, ist es in der Tat so, dass gewisse As-
pekte nicht getestet werden können. Wenn man beispielsweise nationale Billette wie das GA hat, 
wäre es sicher nicht realistisch, wenn sie in diesen Regionen nicht gültig wären. 
Was sind die Vorteile einer leistungsabhängigen Verkehrsabgabe? Es gibt eine verursachergerech-
te Kostenverteilung, was eigentlich ein sehr marktwirtschaftlicher Ansatz ist. Deshalb müssten die 
Bürgerlichen dafür durchaus Sympathien haben. Es gibt Anreize, sich so zu verhalten, dass die 
Verkehrsbelastung geglättet wird; es gibt auch Anreize zur Verkehrsvermeidung. Das führt zu einer 
effizienten Auslastung der Infrastruktur. Es ist genau gleich wie im Stromnetz: Dort versucht man 
ebenfalls, die Spitzen zu glätten, um die «Stromautobahnen» besser auszulasten, damit Ausbauten 
vermieden werden können. Es gibt aber auch Nachteile und offenen Fragen. Wie bereits erwähnt 
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wurde, gibt es auch Leute, die ihren Arbeitsbeginn nicht einfach verschieben können. Es gibt Leute 
mit Schichtarbeit, zum Beispiel in Spitälern; Schüler mit fixem Unterrichtsbeginn oder Leute im De-
tailhandel, die nicht erst um 9 Uhr dort sein können, wenn der Laden um 8 Uhr öffnet. Das sind in 
der Tat Fragen, die im Rahmen eines Pilotversuchs betrachtet werden müssen und die Lösungen 
erfordern. 
Ein weiteres wichtiges Element ist die Frage der Transparenz. Wenn man die Ziele von Mobility-
Pricing erreichen will, müssen die Leute verstehen, wie es funktioniert. Das ist ein sehr heikler 
Punkt. Auf der einen Seite will man ein System, das verursachergerecht sein soll. Das muss sehr 
detailliert ausgetüftelt sein. Und auf der anderen Seite soll es auch verständlich sein, also möglichst 
einfach. Das sind zwei Ansprüche an ein solches System, die sich potenziell widersprechen. Es ist 
daher wichtig, einen guten Mittelweg zu finden. Gerade deshalb ist es wichtig, dass wir Pilotversu-
che machen können. Die Transparenz und die Verständlichkeit eines solchen Systems sind ein sehr 
wichtiger Punkt. Ich komme zum Fazit: Mobility-Pricing wird irgendwann in irgendeiner Form kom-
men. Damit man es schlau einführen kann, ist es wichtig, Pilotversuche machen zu können. Des-
halb unterstützen die Grünen die zweite Motion und lehnen die erste in allen Punkten ab.  
 
Präsident. An dieser Stelle begrüsse ich wiederum eine Schulklasse: die Klasse FaBeK 15D, 
Fachangestellte Betreuung Kind, der BFF Bern. Sie behandeln momentan das Thema «Demokratie 
und Mitgestaltung» und sind in diesem Zusammenhang hier zu Gast, und zwar unter der Mitorgani-
sation von Grossrat Näf und Grossrätin Linder. Ich wünsche Ihnen viel Spass und Erkenntnisse bei 
uns im Rat. (Applaus) 
 
Martin Aeschlimann, Burgdorf (EVP). Die Mobilität in der Schweiz wächst. Das haben wir schon 
gehört. Modellrechnungen prognostizieren eine Zunahme bis ins Jahr 2030 um rund einen Viertel. 
Eine grosse Herausforderung wird dabei im MIV wie auch im ÖV die stark schwankende Auslastung 
sein. Das erfahren wir jeden Morgen und jeden Abend. Das neue Modell, Mobility-Pricing, soll die 
Auslastung beider Systeme glätten. Der Bundesrat schreibt dazu: «Mobility-Pricing ist für den Bund 
in erster Linie ein Instrument zur Lösung von Kapazitätsproblemen und nicht zur Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur.» Aus der Sicht der EVP-Fraktion braucht es nebst einer Glättung der Auslas-
tungsspitzen auch eine Lenkung, damit wir dem Verkehrswachstum wirksam begegnen können. Die 
wichtigste Aussage in diesem Zusammenhang finden wir in der Motion Alberucci, Vanoni und Löffel. 
Dort steht nämlich: «Mittelfristig ist Mobility-Pricing ausserdem weiterzudenken als nur als Mittel zur 
Glättung der Verkehrsspitzen. Namentlich soll auch das Potenzial von Mobility-Pricing zu einer Re-
duktion der Verkehrsentwicklung genutzt werden.» Das Modell Mobility-Pricing hat das Potenzial, 
unser Verständnis von Mobilität grundlegend zu verändern. Die Regierung sieht das auch so; sie 
sieht in Mobility-Pricing ebenfalls einen vielversprechenden Lösungsansatz. In der Anhörung des 
Bundes zum Entwurf des Konzeptberichts schrieb die Regierung im September 2015: «Der Regie-
rungsrat ist davon überzeugt, dass Road-Pricing auch im Grossraum Bern einen wesentlichen Bei-
trag zur Lösung der aktuellen Verkehrs- und Finanzierungsprobleme leisten kann. Darüber hinaus 
eröffnet Mobility-Pricing die Chance, je nach Ausgestaltung erhebliche Mengen an Schadstoffemis-
sionen einzusparen und damit die Ziele der kantonalen Luftreinhaltepolitik konsequent zu verfol-
gen.» 
Nun liegen dem Grossen Rat zwei gegensätzliche Motionen zur Abstimmung vor. Die Motionäre 
Riem und Frutiger wollen auf die kantonseigenen Modelle respektive Pilotversuche für Road-Pricing 
und/oder Mobility-Pricing verzichten. Die Motionäre Alberucci, Vanoni und Löffel fordern gerade 
umgekehrt eine Teilnahme des Kantons an den Mobility-Pricing-Pilotprojekten. Trotz den guten No-
ten, die der Regierungsrat den beiden Modellen erteilt, lehnt er die Teilnahme an einem Pilotver-
such für Mobility-Pricing ab. Das erstaunt uns, denn die Begründung erscheint uns etwas zu leicht-
fertig und wird dem Thema nicht gerecht; zumal der Regierungsrat in der Anhörung des Bundes zu 
Mobility-Pricing schon fast euphorisch klingt und die Teilnahme an einem Pilotprojekt in Aussicht 
stellt. Die erwähnten Dokumente findet man übrigens auf der Homepage des Bundesrats, des 
UVEK und der BVE. Natürlich handelt es sich bei Mobility-Pricing um ein Upgrade von Road-
Pricing. Das haben Sie sicher ebenfalls gemerkt. Der Einbezug des ÖV ist wohl einer besseren poli-
tischen Akzeptanz geschuldet. Wir haben uns gefragt, ob man nicht zuerst Road-Pricing in einem 
Pilotversuch hätte testen müssen, denn der MIV macht immerhin 79 Prozent und damit den Haupt-
brocken aus. Eine Einführung von Mobility-Pricing erfordert aber einfach Pilotregionen. Ohne das 
geht es nicht. Dabei muss aus unserer Sicht der Bund den Lead übernehmen und die entsprechen-
den Rechtsgrundlagen vorbereiten. 
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Natürlich dürfen Gewerbe und Wirtschaft einer Pilotregion nicht benachteiligt werden. Da teile ich 
die Sicht von Motionär Riem. Wir sind aber überzeugt, dass das Testmodell viele Schrauben und 
Regelknöpfe erhalten wird, die es ermöglichen, einen allfälligen Nachteil für die Testregionen mit 
den entsprechenden Systemeinstellungen aufzufangen. Der Befürchtung von Motionär Riem halten 
wir im Weiteren entgegen, dass auch die verstopften Strassen die Wirtschaftsleistung einer Region 
massiv tangieren. Ich denke, dass die rechtlichen und die technischen Hürden für die Einführung 
dieses Modells problemlos bewältigt werden können. Die grössten Hürden, die es zu überwinden 
gilt, sind wohl die Widerstände in unseren Köpfen. Blicken wir zurück: Wir können uns heute gar 
nicht mehr vorstellen, dass wir den Strom oder den Abfall pauschal abrechnen würden. So wird es 
in Zukunft auch mit unserem Mobilitätskonsum sein. Die EVP-Fraktion wird die Motion Alberucci 
unterstützen, denn diese denkt voraus, will etwas Neues und ist zukunftsweisend. Bei der Motion 
Riem werden wir gemäss Regierungsantrag stimmen.   
 
Lars Guggisberg, Kirchlindach (SVP). Ich nehme es vorweg: Die SVP-Fraktion ist gegen die Ein-
führung von Mobility-Pricing und gegen ein Pilotprojekt, auch wenn es Mobility-Pricing bereits gibt. 
Selbstverständlich und erst recht sind wir auch gegen Road-Pricing. Die Verkehrsprobleme lösen 
wir nur, wenn wir ÖV und MIV gemeinsam fördern. Mobility-Pricing ist aus unserer Sicht dafür der 
falsche Weg. In der Antwort ist zu lesen, dass die Regierung bei einer verursachergerechten Finan-
zierung den ÖV ausklammern und sich auf die Einführung eines Road-Pricing konzentrieren will. 
Die Behauptung, bei der Strasse bestehe bezüglich externer Kosten der grössere Handlungsbedarf, 
hält einer näheren Betrachtung jedoch nicht stand. Im motorisierten Strassenverkehr beträgt die 
Kostendeckung annährend 100 Prozent, im schienengebundenen Verkehr sind es nicht einmal 
50 Prozent. Wenn man also das Verursacherprinzip konsequent einführen wollte, müsste man zu-
erst einmal im ÖV, vor allem im Schienenverkehr, zu massiven Preissteigerungen greifen. Und das 
will man wahrscheinlich nicht. 
Die Regierung schreibt in ihrer Antwort weiter, Road-Pricing habe sich in anderen Städten gut be-
währt. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Infrastruktur und die Betriebskosten eines Mo-
bility-Pricing oder Road-Pricing enorm hoch sind. Das können wir uns unter keinen Umständen leis-
ten. Spätestens am kommenden Montag oder Dienstag, wenn wir den Aufgaben-/Finanzplan be-
handeln, werden wir das merken. Zufahrtsgebühren verlangen ausserdem nach einem kritischen 
Mass. Gemäss einem Forschungsprojekt über Mobility-Pricing wurde im Fazit klar festgehalten, 
dass beispielsweise die Stadt Stockholm gerade die minimalen Bedingungen für ein solches Sys-
tem erfüllt. Die Agglomeration von Stockholm ist aber mindestens doppelt so gross wie diejenige 
von Zürich. Von den Berner Städten müssen wir gar nicht erst sprechen. In der Diskussion wird 
häufig so getan, als wäre Mobilität eine Krankheit. Mobilität trägt aber zur Wertschöpfung und zur 
regionalen Entwicklung bei. Mobility-Pricing und Road-Pricing benachteiligen zudem das lokale 
Gewerbe. KMU, die innerhalb der Gebührenzone aktiv sind, werden mit scherwiegenden wirtschaft-
lichen Nachteilen konfrontiert, was wiederum negative Auswirkungen auf Arbeitsplätze und Wert-
schöpfung hat. Wir nehmen die Motion Riem in den noch bestehenden Ziffern 1, 3 und 4 einstimmig 
an und lehnen die Motion Alberucci in allen drei Punkten auch als Postulat ab.  
 
Pierre Masson, Langenthal (SP). Mobility-Pricing und Road-Pricing sind sicher nicht neue, aber 
durchaus interessante Ansätze zur Optimierung unserer Verkehrsströme in den verschiedenen Mo-
bilitätskategorien. Auch wenn man heute noch nicht alle Fragen zu diesem Thema beantworten 
kann, sind wir überzeugt, dass solche Modelle aus mittel- und langfristiger Optik nachhaltige Lösun-
gen für unsere Verkehrsprobleme mit sich bringen. Die bereits mehrfach angesprochenen Erfah-
rungen aus dem Ausland haben eindrückliche Ergebnisse zur Verkehrs- und Staureduktion ans 
Tageslicht gebracht. Matchentscheidend, was die Akzeptanz, aber auch die Wirkung anbelangt, ist 
jedoch die Ausgestaltung solcher Pricings. Mobilität muss auf jeden Fall für alle Nutzerinnen und 
Nutzer erschwinglich sein beziehungsweise bleiben. Mobility-Pricing und damit auch das Road-
Pricing können zur Brechung von Verkehrsspitzen und zu einer gleichmässigeren Belastung unse-
rer Verkehrsinfrastrukturen führen. Die SP-JUSO-PSA-Fraktion ist fest davon überzeugt, dass sich 
Mobility-Pricing hauptsächlich an umweltpolitischen Zielsetzungen orientieren soll und positive 
Auswirkungen auf Landverbrauch, Emissionen und Sicherheit im Verkehr hat. Wie wir bereits ver-
nommen haben, können wir den Unterlagen entnehmen, dass das UVEK mit interessierten Kanto-
nen und Gemeinden die Durchführung von Pilotprojekten prüft. Aus den oben erwähnten Gründen 
folgen wir diesen Bestrebungen des UVEK mit grossem Interesse. 
Zu den beiden Motionen: Wir sind klar der Meinung, dass der Kanton die Chance mit den Pilotpro-
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jekten packen soll. Es wurde bereits mehrmals erwähnt, dass es um eine Interessensbekundung 
geht. Von einem Pilotprojekt kann man immer profitieren. Wir wollen eine Bresche schlagen, um 
überhaupt über das Thema Pricing im Verkehr sprechen zu können. Sonst kommen wir bei dieser 
Thematik nie weiter. Soll das Road-Pricing weiterverfolgt werden, muss dies unserer Ansicht nach 
unter dem Label «Mobility-Pricing» erfolgen. Ein ganzheitlicher Ansatz ist dabei sehr wichtig. Einen 
kleinen Vorbehalt haben wir natürlich: Es darf zu keiner Verschiebung vom ÖV zum MIV kommen. 
Aber das wäre gar nicht im Sinn der heutigen Verkehrsstrategie. Unser Herz schlägt ganz klar für 
den ÖV. Trotzdem oder vielleicht deswegen begrüssen wir heute eine Diskussion über alle Ver-
kehrsformen, die in Mobility-Pricing eingeschlossen werden. Mittel- und langfristig erhoffen wir uns 
von solchen Modellen eine sinnvolle Lenkungswirkung und eine bessere Verteilung der heutigen 
Belastungsspitzen im Verkehr. Zudem kann man mit den generierten Einnahmen wichtige Infra-
strukturen finanzieren. Zusammenfassend kann ich sagen, dass die SP-JUSO-PSA-Fraktion hinter 
einem Pilotprojekt Mobility-Pricing steht. Aus diesem Grund lehnen wir entgegen dem Regierungs-
rat den ersten Punkt der Motion Riem ab. Bei den übrigen Punkten folgen wir dem Regierungsrat, 
und Ziffer 2 wurde bekanntlich zurückgezogen. Bei der Motion Alberucci werden wir alle drei Ziffern 
sowohl als Motion wie auch als Postulat annehmen. 
 
Vania Kohli, Bern (BDP). Zu beiden Vorstössen zuerst dies: Die BDP-Fraktion nimmt mit Freude 
zur Kenntnis, dass auch der Regierungsrat die Teilnahme der Region Bern an einem Pilotprojekt für 
Mobility-Pricing ablehnt. Entsprechend werden wir diesen Punkt ebenfalls ablehnen. Ziffer 2 wurde 
zurückgezogen, dazu äussere ich mich nicht. Ziffer 3 wird vom Regierungsrat zur Annahme emp-
fohlen. Auch dies ist ganz im Sinn der BDP-Fraktion. Bei Ziffer 4 können wir nachvollziehen, dass 
die Regierung ein solches Verbot nicht will. Die BDP ist allerdings grösstmehrheitlich der Meinung, 
dass diese Modelle nicht kantonal, sondern gesamtschweizerisch zu regeln seien, falls überhaupt. 
Klar ist aber auch, dass solche Modelle in Zukunft breit diskutiert werden sollen. Es besteht durch-
aus Potenzial dafür, dass damit zu gewissen Zeiten eine Verkehrsverlagerung passieren kann. 
Aber, wie gesagt, ganz klar gesamtschweizerisch und ohne Experimente im Kanton Bern. 
Noch kurz zur zweiten Motion: Wir verstehen die Argumentation des Regierungsrats nicht wirklich. 
Einerseits lehnt er die Teilnahme am Pilotprojekt für Mobility-Pricing im Kanton Bern ab, anderseits 
will er sich aber dafür einsetzen, dass das Modell staatsquotenneutral ausgestaltet werden soll und 
dass es zu einer Reduktion der Verkehrsentwicklung beitragen soll. Das ist für die BDP-Fraktion 
inkonsequent. Entweder ist man dafür oder man ist dagegen, und wenn man dagegen ist, kann man 
nicht noch befürworten, dass es auf die eine oder andere Art gemacht wird. Das müsste vielmehr 
dann besprochen werden, wenn es so weit wäre. Deshalb lehnen wir die zweite Motion in allen 
Punkten einstimmig ab.  
 
Ernst Tanner, Ranflüh (EDU). Wenn wir immer mehr zentralisieren, erhalten wir auch mehr Ver-
kehr. Die EDU-Fraktion stimmt bei den beiden Motionen unterschiedlich ab. Der Motion «Kein Mobi-
lity-Pricing im Grossraum Bern» stimmen wir in den Ziffern 1, 3 und 4 zu. Die Motion «Staatsquo-
tenneutrales Mobility-Pricing im Kanton Bern testen» lehnen wir in allen Punkten auch als Postulat 
ab.  
 
Michael Köpfli, Bern (glp). Die Grünliberalen begrüssen die vom Bundesrat geplante Einführung 
von Mobility-Pricing. Wir begrüssen auch explizit, dass es zuerst mit Pilotprojekten in Kantonen ge-
testet und nicht gleich auf einen Schlag eingeführt wird. Insofern sind wir mit Grossrat Riem einver-
standen, dass es grundsätzlich eine nationale Aufgabe ist. Wenn man aber ein so grosses Projekt 
auf nationaler Ebene umsetzt, muss es getestet werden. Wir sind der Überzeugung, dass sich kein 
anderer Kanton dafür so gut eignet wie der Kanton Bern, denn er ist von der Zusammensetzung 
und den Strukturen her wie eine kleine Schweiz. Bern sollte eine Vorreiterrolle übernehmen und ein 
solches Pilotprojekt durchführen. Beim Projekt des Bundesrats geht es zunächst nur darum, Ver-
kehrsspitzen zu brechen und damit die Kapazitäten auf Strasse und Schiene effizienter zu nutzen. 
Oder anders gesagt: Es geht um Intelligenz statt Beton. Anstatt die Verkehrsinfrastruktur immer 
mehr auszubauen, sollte die bestehende Verkehrsinfrastruktur besser genutzt werden. Auf sehr 
vielen Strassen und in zahlreichen Zügen ist die Auslastung zu den Randzeiten nämlich sehr tief 
oder kaum vorhanden. Nur in einer kurzen Stosszeit sind sie überlastet. Die Verkehrsinfrastruktur 
deswegen für viel Geld auszubauen, ist weder finanzpolitisch noch umweltpolitisch sinnvoll. Mobili-
ty-Pricing oder ein intelligentes Verkehrsmanagement erlaubt es, nach Zeit, Strecke oder, wenn 
man will, sogar noch nach Fahrzeugtyp differenziert abzurechnen und so die Kosten verursacherge-
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recht zu überwälzen. Andere Städte und Länder machen vor, dass damit sehr viel erreicht werden 
kann. Das kommt nicht zuletzt den Nutzern und auch den Unternehmen zugute, denn Staustunden 
sind sowohl für die Unternehmen wie auch für die Pendler, die dadurch einen grossen Teil ihrer 
Freizeit verlieren, teuer. Es wäre also allen gedient. 
Wir wollen aber noch weiter gehen, und das mit den Ziffern 2 und 3 des Vorstosses Alberucci. Mobi-
lity-Pricing soll nicht nur Intelligenz statt Beton beinhalten, sondern auch eine verursachergerechte 
Finanzierung. Wir möchten, dass die Nutzung direkt den Konsumentinnen und Konsumenten, also 
den ÖV- oder den Strassennutzern, angelastet wird und nicht einfach den Steuerzahlern. Es ist 
zwar richtig, dass auf nationaler Ebene die Finanzierung des Verkehrs auf den Nationalstrassen 
nicht zuletzt durch die Vignette und die Mineralölsteuer relativ stark durch die Nutzer geleistet wird. 
Aber die Kantons- und Gemeindestrassen werden weitestgehend durch den Steuerzahler bezahlt 
und nicht durch die Nutzer. Damit sind wir bei einem sehr wichtigen Punkt. Wir wollen Mobility-
Pricing tatsächlich staatsquotenneutral umsetzen. Das heisst, dass wir die Steuern senken wollen, 
damit das Geld, das heute für die Verkehrsinfrastruktur ausgegeben wird, nicht mehr über die Steu-
ern, sondern verursachergerecht ausgegeben wird. Heute ist es nämlich so, dass Leute, welche die 
Verkehrsinfrastruktur sehr stark nutzen, dies von denjenigen Steuerzahlern bezahlt bekommen, die 
sie weniger stark nutzen. Das ist weder liberal noch fair. 
Gar nicht einverstanden sind wir mit dem Regierungsrat jedoch, dass er das Pilotprojekt ablehnt, 
weil der ÖV einbezogen wird. Uns geht es keineswegs darum, die Schiene gegen die Strasse aus-
zuspielen. Für uns ist klar, dass es ein verkehrsübergreifendes System braucht. Auch da sind wir 
mit dem Motionär der BDP einig. Es kann nicht sein, dass der ÖV ausgenommen und weiter über 
die Steuern finanziert wird. Wenn man ein solches System umsetzt, muss es sowohl für den ÖV als 
auch für die Strasse gelten, denn beide Verkehrsträger brauchen viel Geld und beide belasten die 
Umwelt, wenn auch in unterschiedlichem Ausmass. Wir sind daher der festen Überzeugung, dass 
für die Steuerzahler, aber auch für die Umwelt die Zukunft nur in einem Mobility-Pricing liegen kann. 
Deshalb werden wir den Vorstoss von Grossrat Alberucci in allen Punkten annehmen und den Vor-
stoss der BDP in allen Punkten ablehnen.  
 
Peter Sommer, Wynigen (FDP). Es wurde bereits sehr viel gesagt; deshalb fasse ich mich kurz. 
Wir haben zwei Motionen, die in ihrer Stossrichtung diametral auseinandergehen. Die FDP hat die 
Diskussion sehr differenziert geführt. Wir erkennen, dass es Massnahmen zur Lenkung der Ver-
kehrsströme braucht, sei es im MIV oder im ÖV. Allerdings lehnen wir ein reines Road-Pricing ganz 
klar ab. Wir wollen nicht, dass die Strasse einseitig als Verkehrsträger weiter belastet wird. Wir sind 
zudem der Meinung, dass bezüglich Kostenwahrheit kein Handlungsbedarf Richtung zusätzlicher 
Belastung der Strasse besteht. Demgegenüber bietet ein Mobility-Pricing gewisse Möglichkeiten, 
Verkehrsströme zu steuern. Wir erachten jedoch den Kanton nicht als geeignetes Übungsfeld für 
einen Pilotversuch. Die Region Bern ist aus unserer Sicht im Vergleich mit den Ballungszentren der 
bekannten Städte in Europa zu klein für einen solchen Versuch. Insbesondere mit Blick auf die Kos-
ten erreicht Bern die kritische Grösse nicht, und ein solcher Aufwand lohnt sich im Vergleich zum 
Ertrag nicht. Letztlich wollen wir auch keinen bernischen Alleingang. Wir werden der Motion Riem in 
den noch bestehenden Punkten grossmehrheitlich zustimmen, einzelne werden sich der Stimme 
enthalten; bei der Motion Alberucci ist es genau umgekehrt: Wir werden sie grossmehrheitlich ab-
lehnen, aber auch da wird es einzelne Enthaltungen geben.  
 
Präsident. Wir kommen zu den Einzelsprechern. 
  
Andreas Hofmann, Bern (SP). Ich äussere mich zur Motion Riem und picke einen halben Satz 
heraus: «Bern hat schon heute die höchsten Parkplatzgebühren der Schweiz.» Ich habe diese Be-
hauptung einem Faktencheck unterzogen, und sie hat diesen Faktencheck nicht bestanden. Zuerst 
habe ich die Parkhäuser betrachtet. Ich fand heraus, dass das Metro Parking in der Stadt Bern die 
höchsten Parkgebühren aufweist, nämlich tagsüber 4.40 Franken pro Stunde. Dann habe ich mich 
im Internet in Zürich umgesehen und fand locker drei Parkhäuser, die ebenfalls 4.40 Franken ver-
langen. Bei den Parkhäusern stimmt die Behauptung also nicht. Dann dachte ich, dass sie sich viel-
leicht nicht auf die Parkhäuser bezieht, sondern auf zentrale Lagen ausserhalb der Parkhäuser. 
Dazu fand ich in einem Artikel in der «NZZ» unter dem Titel «Parkgebühren in den Stadtzentren» 
die Tarife pro Stunde: Bern 2.20 Franken; Basel 3 Franken; Luzern 2.50 Franken. Zürich ist mit 2 
Franken die einzige Stadt, wo die Gebühren tiefer sind als in Bern. Im September gab es jedoch 
eine Abstimmung über die Erhöhung der Parkgebühren. Das Zürcher Stimmvolk hat ihr zugestimmt. 
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Damit liegt Zürich ebenfalls bei 3 Franken. Fazit: Verglichen mit Basel, Zürich und Luzern hat Bern 
die günstigsten Parktarife. Der Satz stimmt also nicht. 
Zum Thema Fakten: Wir sind hier noch im Kanton Bern und nicht in den USA. In der Januarsession 
2007 fand ich eine analoge Motion von Grossrat Fuchs. Er verlangte ziemlich genau dasselbe, da-
mals ging es allerdings um Road-Pricing und nicht um Mobility-Pricing. Die Regierung war damals 
dagegen. Heute hat die Regierung zumindest in Ziffer 1 offenbar ihre Meinung geändert. Die Motion 
Fuchs wurde damals mit 78 gegen 59 Stimmen abgelehnt. Die Liberalen waren schon damals klar 
gegen einen wirtschaftsliberalen Ansatz – nämlich Road-Pricing. Sie haben damals allerdings die 
Motion Fuchs abgelehnt, und heute ist es offenbar umgekehrt. Die Liberalen sind noch etwas weni-
ger liberal als damals. Ich empfehle dem Rat, die Motion Riem in allen Punkten abzulehnen.  
 
Martin Schlup, Schüpfen (SVP). Einige Male wurde nun gesagt, der Verkehr nehme nur wegen 
der Mobilität zu. Das ist sicher ein grosser Grund, aber es gibt noch einen anderen Grund. Wir hat-
ten die Masseneinwanderungsinitiative; in der Schweiz gibt es jedes Jahr 80 000 Personen mehr. 
Wenn man es herunterbricht, sind es für den Kanton Bern 6000 bis 8000 Personen pro Jahr. Diese 
Zahlen hat man auch gesehen. Diese Leute gehen vermutlich nicht alle zu Fuss. Auch sie fahren 
Auto und Velo, brauchen Lastwagen. Ich war lange Chauffeur, auch wenn ich diesen Beruf heute 
weniger ausübe. Ich kenne die LSVA und weiss auch, wann sie eingeführt wurde. Als die LSVA 
kam, kostete sie relativ viel. Das kann ein richtiger Weg sein und ist technisch problemlos möglich. 
Aber wir haben heute nicht weniger leere Lastwagenbrücken als früher, sondern mehr. Das hängt 
nicht damit zusammen, ob es etwas kostet oder nicht, sondern mit unseren Gewohnheiten. Heute 
ist alles «just in time». Jeder von uns will heute, dass alles innert kürzester Zeit verfügbar ist. Die 
Lager wurden fast überall abgebaut, weil sie Kosten verursachen. Wenn man ein Autoersatzteil bis 
um 16 Uhr bestellt, ist es am nächsten Tag um 7 Uhr in der Garage. Das sind Fakten, und von da-
her nimmt der Verkehr natürlich ebenfalls zu. Wir müssten uns manchmal auch fragen, was wir 
selbst dazu beitragen können. Ich kenne Gewerbler, die in der Innenstadt von Bern keine Aufträge 
mehr annehmen, weil sie kaum noch parken können. Und wenn sie parken können, erhalten sie 
entweder eine Busse oder das Parken ist so teuer, dass es sich nicht lohnt, dort etwas zu machen. 
Das kann doch auch nicht sein. Lehnen Sie also die Motion Alberucci ab.  
 
Anne Speiser-Niess, Zweisimmen (SVP). Vorweg möchte ich mich vorstellen: Ich bin ein gebore-
nes Landei und seit dreissig Jahren als Bergei wohnhaft. Dies nur, damit man etwas differenziert, 
woher man kommt. Ich bin doch sehr überrascht, dass man immer wieder mit Erstaunen die Aus-
wirkungen der Zentralisierung zur Kenntnis nimmt. Man hat immer wieder deklariert, dass jede Zent-
ralisierung eigentlich eine Verlagerung der Probleme in einen anderen Bereich ist. Nun haben wir 
das Thema einmal mehr auf dem Tisch. Zu den Nebenwirkungen der Zentralisierung kann ich ein 
Zitat anführen, das man manchmal im TV sieht: «Zu Risiken und Nebenwirkungen lesen Sie bitte 
die Packungsbeilage.» Bei der Zentralisierung ist es genau dasselbe: Wir müssen uns im Voraus 
bewusst sein, welche Auswirkungen sie hat. 
Wenn ich nun zur Antwort des Regierungsrats komme, bin ich überrascht: «Mobility- und Road-
Pricing sind prüfenswerte Konzepte in der Verkehrspolitik.» Man muss einmal mehr schauen, wie 
man die selbst gemachten Probleme beheben kann. Weiter unten steht: «Mobility- und Road-
Pricing sind vielversprechende Alternativen zum weiteren Verkehrsausbau.» Das mag für die Stadt 
und die Agglomeration vielleicht stimmen. Weiter können wir lesen: «Mit einer gezielten Anpassung 
und Erhöhung der Gebühren [P].» Damit sind wir genau wieder bei der Frage, wer die ganze Ge-
schichte letztlich zahlen muss. Noch weiter unten lesen wir: «Mobility- und Road-Pricing sind keine 
neuen Steuern.» Nein, es sind eben neue Gebühren, und zwar genau für diejenigen Leute, die ab-
seits wohnen, für die Land- und Bergbevölkerung. Ich habe heute gehört, dass die Verursacher und 
Benutzer die Kosten übernehmen sollten. Genau da komme ich zum Schluss meines Votums: Ein-
mal mehr werden die Leute, die schon bisher unter der Zentralisierung gelitten haben, mit zusätzli-
chen Gebühren bestraft. Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit dieser Übung reissen wir den Graben 
zwischen Stadt und Land noch weiter auf. Das wäre genau das, was wir nicht brauchen. Ich werde 
der Motion Riem ganz klar zustimmen und die andere Motion ablehnen.  
 
Barbara Egger, Bau-, Verkehrs- und Energiedirektorin. Mobility- und Road-Pricing sind interes-
sante Konzepte für die Verkehrspolitik. Das gilt insbesondere für Road-Pricing, das heute bereits in 
verschiedenen Staaten erfolgreich zur Anwendung kommt. Grossbritannien kennt es seit Langem in 
London; Italien hat es in Mailand. Dabei handelt es sich nicht unbedingt um zwei Länder, die sich 
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beim ÖV besonders hervortun. Ebenso wurde es in Schweden in Stockholm und in den Niederlan-
den im ganzen Land eingeführt. Auch die Schweiz kennt es, und zwar mit der LSVA für den 
Schwerverkehr. Die Erfahrungen mit Road-Pricing sind überall gut. Die Skepsis gegenüber Road-
Pricing ist vor der Einführung jeweils gross. Nach der Einführung nimmt die Akzeptanz schlagartig 
zu. Weil auch die Schweiz, insbesondere die Städte und Agglomerationen, Staus und Verkehrs-
probleme hat, will der Bundesrat dieses Instrument auch bei uns testen. Allerdings nicht Road-
Pricing, sondern Mobility-Pricing, das neben der Strasse auch den ÖV einbezieht. 
Der Bundesrat sucht nun Städte und Regionen für Pilotversuche. Als Verkehrsdirektorin habe ich 
mir bereits gedacht, dass dieses Thema im Grossen Rat auf Interesse stossen würde, denn Mobili-
ty-Pricing wird in der Politik immer sehr kontrovers diskutiert. Dennoch haben mich die vorliegenden 
Vorstösse etwas überrascht. Ich hätte eigentlich erwartet, dass der Grosse Rat zuerst einmal ab-
wartet, was der Regierungsrat dem Parlament beantragt. Eines ist auf jeden Fall klar: Es geht um 
eine Arbeit, die gemacht werden muss – und ich bitte Sie, nun wirklich zuzuhören, denn vorhin hätte 
man meinen können, man müsse lediglich ein Interesse anmelden. Sowohl Mobility-Pricing wie 
auch Road-Pricing setzen verabschiedete Gesetze voraus, und zwar auf Bundes- wie auch auf 
Kantonsstufe. Und das gilt eben auch für die Pilotprojekte. Ein Pilotprojekt kann man nicht einfach 
so machen. Es setzt eine Gesetzesvorlage des Grossen Rats voraus, wenn man es im Kanton Bern 
machen möchte, und vorab setzt es ein Gesetz auf Bundesebene voraus. Somit haben sowohl das 
Bundesparlament als auch der Grosse Rat und mit einem fakultativen Referendum sogar das Volk 
auf jeden Fall auch bei Pilotprojekten das letzte Wort. Wenn also die Bundesrätin in einem Interview 
sagt, es gebe noch sehr viele offene Fragen, die man in einem Pilotprojekt klären könne, muss ich 
sagen: Die Bundesrätin überlässt die Arbeit den Kantonen und den Regionen. Denn es geht wirklich 
um eine Arbeit, die gemacht werden muss: Wir müssen sehr viele Fragen klären, und das macht 
nicht der Bund im Bericht, der verabschiedet wurde, sondern das sollen die Kantone machen. 
Wir müssen einen Perimeter festlegen und ein Gesetz vorbereiten. Und, liebe Grossrätinnen und 
Grossräte, bereits da beginnt es: Was soll ich denn in dieses Gesetz schreiben, wenn wir gar nicht 
wissen, wie die Antworten auf diese Fragen lauten? Dies sind die offenen Fragen, die zuerst geklärt 
werden müssen. Und da ist der Unterschied zwischen Mobility-Pricing und Road-Pricing. Der Kan-
ton Bern hat zusammen mit der Region und der Stadt Bern die Möglichkeiten und das Potenzial von 
Road-Pricing für die Region Bern in einer detaillierten Studie untersucht. Diese Studie liegt vor; man 
könnte morgen mit der Umsetzung beginnen. Die Ergebnisse sprechen für sich. Mit einer Strassen-
gebühr von 5 Franken pro Tag liesse sich das Verkehrsaufkommen auf den Strassen um rund 
15 bis 20 Prozent reduzieren. Nettoeinnahmen von jährlich gut 230 Mio. Franken würden generiert, 
die für die Finanzierung von Infrastrukturausgaben sowie für den Betrieb von Strassen und ÖV ver-
wendet werden könnten, und zwar nicht nur in der Stadt Bern, sondern auch auf dem Land. Der 
Staatshaushalt würde jährlich mit einem dreistelligen Millionenbetrag entlastet, und auch die 
Staatsquote würde gleich bleiben. Statt mit Steuern würden die Verkehrsteilnehmenden die Benut-
zung der Infrastruktur selbst zahlen. Das verbessert das Verursacherprinzip. Liebe Grossrätinnen 
und Grossräte, wäre das nicht vielleicht auch etwas, das wir im Zusammenhang mit der Steuerstra-
tegie diskutieren können? 
Der Regierungsrat wäre grundsätzlich bereit gewesen, sich an einem Pilotversuch für Road-Pricing 
zu beteiligen. Das haben wir immer gesagt, denn dafür sind wir bereit. Ein Pilotversuch für Mobility-
Pricing, wie ihn der Bundesrat nun vorschlägt, lehnt der Regierungsrat aus den Gründen, die ich 
vorhin genannt habe, ab und wird das dem Bundesrat auch entsprechend mitteilen. Anders als bei 
Road-Pricing sind sehr viele Fragen offen, die zuerst geklärt werden müssen – beispielsweise, wie 
die vielen Abonnemente, die nebst dem GA existieren, in dieses System einbezogen werden sollen. 
Zudem muss im ÖV der Perimeter festgelegt werden, was viel schwieriger ist, da die Schienen nicht 
einfach irgendwo aufhören. Bei einer Strasse hingegen kann man eine Zollstation einrichten, bei der 
man kein Geld einwerfen muss, sondern die elektronisch funktioniert. Der Bundesrätin ist absolut 
klar, dass gerade beim ÖV so viele Fragen offen sind, dass es dort gar nicht möglich ist, einen ver-
nünftigen Schritt zu machen. Obwohl der Regierungsrat heute einen Pilotversuch für Mobility-
Pricing ablehnt, darf der Grosse Rat kein kategorisches Denkverbot für die Zukunft erlassen, wie es 
die Motion Riem in Ziffer 2, die inzwischen zurückgezogen wurde, und Ziffer 4 will. 
Wie gesagt, ist Mobility-Pricing grundsätzlich interessant und hat ganz sicher Potenzial, aber das 
wird auf jeden Fall erst in einer nächsten Politikergeneration diskutiert werden. Die Verkehrsfinan-
zierung wird mittelfristig ohnehin ändern, denn die heutigen Steuersysteme sind nicht nachhaltig. 
Elektroautos zahlen heute keine Strassensteuern, obwohl sie die Infrastrukturen genauso benutzen 
wie Benzin- und Dieselautos. Was geschieht, wenn in zehn Jahren alle Autos elektrisch betrieben 
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werden? Es braucht also ein anderes System für die Verkehrsfinanzierung. Es ist heute völlig offen, 
ob und wie Pricing-Instrumente dabei überhaupt eine Rolle spielen können. Der Kanton Bern als 
grosser Kanton soll und muss für die Zukunft offen bleiben und darf sich nicht mit einem Denkverbot 
unnötig einschränken. Aus diesem Grund empfiehlt der Regierungsrat dem Grossen Rat, die Ziffern 
1 und 3 der Motion Riem anzunehmen und Ziffer 4 abzulehnen. Bei der Motion Alberucci muss Zif-
fer 1 verworfen werden. Es geht hier, wie ich bereits ausgeführt habe, nicht nur darum, ein unver-
bindliches Interesse anzumelden, sondern konkret darum, dass der Bund jetzt wissen will, ob man 
einen solchen Pilotversuch umsetzt oder nicht. Das lehnen wir im Moment ab. Die Ziffern 2 und 3 
der Motion Alberucci können hingegen angenommen werden.  
 
Bernhard Riem, Iffwil (BDP). Wir haben nun eine relativ umfassende Verkehrsdebatte geführt; 
eigentlich eine, die in den Nationalrat gehört. Sie ist so nämlich gar nicht nötig. Die Regierungsrätin 
hat nun in einigen Fragen Klarheit geschaffen. Es geht letztlich vor allem um die Frage, ob wir einen 
Pilotversuch anmelden wollen oder nicht. Wir Motionäre wollen das nicht; wir wollen keinen Pilot-
versuch anmelden. Regionale Verkehrsabgaben schaffen Ungleichheiten gegenüber Gebieten ohne 
Abgaben, wenn es nicht schweizweit eingeführt wird. Die Wirtschaftskraft von Bern erlaubt keine 
Experimente, und ein Pilotversuch ist ein solches Experiment. Andere Orte sind offenbar besser 
geeignet. Es gibt genügend Bewerber. Die Einführung von Mobility-Pricing hätte bei einer Volksab-
stimmung im Kanton Bern keine Chance. Also ersparen wir uns einen unnötigen Krafteinsatz. Und 
eine simple zusätzliche Abgabe bringt keine umfassende Lösung der Verkehrsprobleme, sondern 
lediglich einen schweizweiten Systemwechsel. Ein Hinweis an Grossrat Alberucci: Dabei habe ich 
keine Differenz zur BDP Schweiz. Ich möchte zudem erwähnen, dass wir in den letzten Jahren sehr 
viele Massnahmen ergriffen haben: Raumplanung, Fahrkostenabzug, Parkplatzbewirtschaftung, 
Ausbau des ÖV, Bahnhof Bern, Autobahnen. Man könnte noch eine gezieltere Ansiedlung von 
Schulen und Betrieben sowie die Flexibilisierung der Arbeits- und Unterrichtszeiten vornehmen. Ich 
bitte den Rat, unsere Motion zu unterstützen.  
 
Luca Alberucci, Ostermundigen (glp). Ich danke den Votanten für die interessanten Anregungen, 
die wir erhalten haben. Ich möchte aber noch etwas klarstellen. Es geht hier rein um einen Pilotver-
such sowie um eine Interessenbekundung für diesen Pilotversuch. Selbstverständlich finde ich, 
dass es sich für einen derart zukunftsträchtigen Lösungsansatz lohnt, wenn wir im Parlament über 
die entsprechende Gesetze, die man ändern müsste, werden debattieren können. Dann können wir 
konkret entscheiden, ob wir im Kanton Bern effektiv einen solchen Pilotversuch durchführen wollen 
oder nicht. Ich bleibe dabei: Man sollte diese Türe jetzt nicht zuschlagen, sondern entsprechend das 
Interesse bekunden. Ich habe nun von der Regierungsrätin gehört, dass sie das zwar nicht jetzt 
machen möchte, es aber nicht kategorisch ausschliesst, und dass zukünftige Generationen ein sol-
ches Mobility-Pricing durchaus werden einführen können. Das ist eigentlich der Weg, den wir künftig 
gehen werden müssen. Dies insbesondere auch, weil die Mineralölsteuereinnahmen sinken wer-
den. Ich denke, die Mehrheit im Rat glaubt an die Zukunft der Elektromobilität. Um quasi zu signali-
sieren, dass es jetzt nicht zwingend nötig ist, das Interesse zu bekunden, vielleicht jedoch für die 
nächste Politikergeneration – zum Beispiel nach den nächsten Wahlen –, wandle ich Ziffer 1 in ein 
Postulat.  
 
Präsident. Wir stimmen zunächst über die Motion 144-2016 Riem, Geschäft 2016.RRGR.697 ab. 
Wer Ziffer 1 der Motion annehmen will, stimmt ja, wer das ablehnt, stimmt nein. 
 
Abstimmung (M 144-2016; Ziff. 1) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Annahme 

Ja 79 

Nein 70 

Enthalten   1 

 
Präsident. Der Rat hat Ziffer 1 angenommen. Ziffer 2 wurde zurückgezogen. Wer Ziffer 3 anneh-
men will, stimmt ja, wer das ablehnt, stimmt nein. 
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Abstimmung (M 144-2016; Ziff. 3) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Annahme 

Ja 123 

Nein    27 

Enthalten     0 

 
Präsident. Der Rat hat Ziffer 3 angenommen. Wer Ziffer 4 annehmen will, stimmt ja, wer das ab-
lehnt, stimmt nein. 
 
Abstimmung (M 144-2016; Ziff. 4) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Annahme 

Ja 75 

Nein 70 

Enthalten   4 

 
Präsident. Der Rat hat Ziffer 4 angenommen. Damit kommen zur Abstimmung über die Motion 183-
2016 Alberucci, Geschäft 2016.RRGR.884. Wer Ziffer 1 als Postulat annehmen will, stimmt ja, wer 
das ablehnt, stimmt nein. 
 
Abstimmung (M 183-2016; Ziff. 1 als Postulat) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Ablehnung als Postulat 

Ja 68 

Nein 80 

Enthalten   0 

 

Präsident. Der Rat hat Ziffer 1 als Postulat abgelehnt. Wer Ziffer 2 annehmen will, stimmt ja, wer 
das ablehnt, stimmt nein. 
 

Abstimmung (M 183-2016; Ziff. 2) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Ablehnung  

Ja 67 

Nein 77 

Enthalten   4 

 
Präsident. Der Rat hat Ziffer 2 abgelehnt. Wer Ziffer 3 annehmen will, stimmt ja, wer das ablehnt, 
stimmt nein. 
 
Abstimmung (M 183-2016; Ziff. 3) 
 
Der Grosse Rat beschliesst: 

Ablehnung  

Ja 69 

Nein 75 

Enthalten   5 
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Präsident. Der Rat hat Ziffer 3 abgelehnt. 
 
 
Schluss der Sitzung um 11.45 Uhr.  
 
Die Redaktorinnen: 
Priska Vogt (d) 
Catherine Graf Lutz (f) 
 
  


